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Vertreter der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten zeigten sich über den Mangel 
an  Fortschritten  hin  zu  einer  Zweistaatenregelung  für  den  israelisch-palästinensischen 
Konflikt  zunehmend  frustriert.  Zudem  wuchs  ihre  Unzufriedenheit  damit,  dass  die 
beträchtlichen Summen an europäischen Steuergeldern, die seit  den Osloer  Abkommen 
(1993-1995) in das palästinensische Staatsbildungsprojekt investiert worden waren, keine 
nachhaltigen politischen und wirtschaftlichen Erfolge zeitigten. Vielmehr sahen sie sich 
gezwungen, diese Gelder immer wieder zu großen Teilen für humanitäre Hilfe und direkte 
Budgetunterstützung der Palästinensischen Autorität (PA) aufzuwenden.1 Und sie waren 
besorgt,  dass  eine Zweistaatenregelung bald nicht  mehr umgesetzt  werden,  die Gewalt 
erneut  eskalieren  und die  PA kollabieren  könnte.  Daher  bekräftigten  sie  ihren  Willen, 
sowohl beim Konfliktmanagement als auch bei einer Konfliktregelung eine herausragende 
Rolle zu spielen. Dies wurde durch die frühe Positionierung der Außenbeauftragten der 
Europäischen Union, Federica Mogherini, die das Amt im November 2014 übernahm und 
ihre erste Reise ins nichteuropäische Ausland nach Israel/Palästina unternahm,2 und durch 
die Ernennung eines neuen Sonderbeauftragten für den Nahostfriedensprozess, Fernando 
Gentilini, im April 2015 untermauert. Ende 2013 war das Amt von der damaligen Außen-
beauftragten  Catherine  Ashton  abgeschafft  worden.  Jedoch  gelang  es  Europa  kaum, 
Einfluss auf das Konfliktgeschehen zu entfalten. Dies lag zum einen an der Prioritätenset-
zung:  Neben  den  Krisen  in  Europa  beanspruchten  die  massive  Destabilisierung  im 
Nahen/Mittleren Osten und Nordafrika, die Ausbreitung des selbsterklärten Islamischen 
Staates (IS) und die Zunahme von Flucht und Migration über das Mittelmeer die volle 
Aufmerksamkeit. Zudem insistierten die Vereinigten Staaten, dass vor einer neuen Nahost- 
initiative  zunächst  die Atomverhandlungen mit  dem Iran  erfolgreich zu Ende gebracht 
werden  sollten.  Zum  anderen  waren  sich  die  Mitgliedstaaten  sowohl  in  Fragen  der 
Substanz  als  auch des  Vorgehens nicht  einig.  Dies  betraf  insbesondere  die Fragen,  ob 
Israel als jüdischer Staat anerkannt werden sollte, ob Druck und Zwangsmaßnahmen oder 
positive Anreize im Vordergrund europäischer Politik stehen sollten und welcher der beste 
Zeitpunkt für die Anerkennung Palästinas wäre. Diese Uneinigkeit wurde auch dadurch 
deutlich,  dass  es  im  Beobachtungszeitraum nach  Juli  2014  keine  substantiellen  Rats-
schlussfolgerungen mehr zum Thema gab. Der Hauptgrund lag jedoch bei den Konflikt-
parteien.  Seit  dem  Zusammenbruch  der  vom  US-amerikanischen  Außenminister  John 
Kerry initiierten Verhandlungen im April 2014 befanden sich die israelisch-palästinensi-
schen  Beziehungen in  einer  Abwärtsspirale.  Beide  Führungen gingen davon aus,  dass 
Verhandlungen nicht  zu einer  akzeptablen Konfliktregelung führen würden und setzten 

1 Europäische Kommission: European Neighbourhood Policy and Enlargement Negotiations. Palestine. Bi-
lateral  Cooperation,  9.4.2015,  abrufbar  unter:  http://ec.europa.eu/enlargement/neighbourhood/countries/
palestine/index_en.htm (letzter Zugriff: 7.7.2015).

2 Federica Mogherini: Remarks by EU HR Mogherini following her meeting with Israel's Prime Minister 
Netanyahu, Jerusalem, 7.11.2014, abrufbar unter: http://eu-un.europa.eu/articles/en/article_15715_en.htm 
(letzter Zugriff: 7.7.2015).
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daher immer stärker auf unilaterale Schritte. Die PA trieb ihre Bemühungen um internatio-
nale Anerkennung voran und verfolgte den Rechtsweg. Zum April 2015 trat Palästina dem 
Statut des Internationalen Strafgerichtshofs bei. Israel forcierte seine Siedlungspolitik in 
den besetzten Gebieten und hielt wiederholt die vertraglich vorgesehenen Transferzahlun-
gen an die PA zurück. Vorgezogene Neuwahlen im März 2015 brachten in Israel  eine 
Rechtsregierung hervor, von der eine Trendumkehr nicht zu erwarten ist.

Europäisches Konfliktmanagement

Anfang Juli 2014 eskalierte die angespannte Situation zwischen Israel und der palästinen-
sischen Hamas einmal mehr und führte zum bislang längsten und verheerendsten Krieg 
zwischen Israel und dem Gaza-Streifen.3 Europäische Außenminister betonten das israeli-
sche Recht auf Selbstverteidigung und engagierten sich zunächst eher zögerlich, um eine 
Waffenruhe herbeizuführen.4 Letztlich waren sie weder erfolgreich dabei, das Blutvergie-
ßen rasch zu beenden, noch die Bedingungen für den Wiederaufbau und eine nachhaltige 
wirtschaftliche Entwicklung des Gaza-Streifens zu schaffen. Das Angebot der  Europäi-
schen Union, ihre European Union Border Assistance Mission Rafah (EUBAM Rafah) zu 
reaktivieren,5 stieß insbesondere in Israel  auf taube Ohren. Damit gelang es nicht,  den 
Kreislauf aus Blockade, Perspektivlosigkeit und Gewalt zu durchbrechen.

Auch die politische Spaltung der palästinensischen Gebiete konnte nicht überwunden 
werden. Die im Juni 2014 ernannte Technokratenregierung, die auf einem Machtteilungs-
abkommen zwischen  Fatah  und Hamas  von April  2014  beruhte,  bestand  nur  auf  dem 
Papier. Obwohl die Europäische Union sie durch ihre Budgethilfe entscheidend unterstütz-
te, konnten keine Fortschritte bezüglich einer tatsächlichen Aussöhnung erreicht werden – 
nicht zuletzt, weil sich ihre Vertreter nach wie vor zumindest offiziell an das vom Nahost-
quartett  bereits  2006  vorgegebene  Kontaktverbot  gegenüber  der  Hamas  hielten.  Und 
obwohl viele durchaus Zweifel an der politischen Klugheit dieses Verbots hegten, optier-
ten die Europäische Union und die Mitgliedstaaten dafür, diese Linie beizubehalten. Sie 
fochten die Entscheidung des Gerichtshofs der Europäischen Union vom Dezember 2014 
an, die Hamas aufgrund von Verfahrensfehlern von der EU-Terror-Liste zu streichen.6

Erhalt der Zweistaaten-Option

Angesichts des Verhandlungsstillstands einerseits und der fortschreitenden Fragmentierung 
des palästinensischen Territoriums durch Siedlungsbau andererseits zielte die europäische 
Politik verstärkt darauf ab, zumindest die Option einer Zweistaatenregelung zu erhalten. 
Vor Ort unterstützte Europa daher insbesondere Entwicklungsmaßnahmen in Ost-Jerusa-
lem und in den sogenannten C-Gebieten der Westbank (rund 60 Prozent), die nach wie vor 
vollständig von Israel kontrolliert wurden. Zudem suchte es entsprechend seiner Rechts-
auffassung  –  der  Nicht-Anerkennung  israelischer  Souveränität  in  den  1967  besetzten 
Gebieten – klar zwischen seinen Beziehungen zu Israel und zu den besetzten Gebieten zu 

3 Büro der Vereinten Nationen für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten (country office in the 
occupied  Palestinian  territory):  Gaza  Initial  Rapid  Assessment.  27.  August  2014,  abrufbar  unter: 
http://www.ochaopt.org/documents/Gaza_MIRA_report_9September.pdf (letzter Zugriff 8.7.2015).

4 Muriel Asseburg/René Wildangel: Nicht unser Krieg?, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 8.8.2015.
5 Rat der Europäischen Union: Schlussfolgerungen des Rates zum Nahost-Friedensprozess. Brüssel, 22. Juli 

2014, Dok. 11954/14.
6 Europäischer Auswärtiger Dienst: Statement by High Representative/Vice-President Federica Mogherini  

on the decision to appeal the Judgment regarding Hamas, Brüssel, 19.1.2015, abrufbar unter: http://eeas.
europa.eu/statements-eeas/2015/150119_01_en.htm (letzter Zugriff: 8.7.2015).
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unterscheiden. Dazu hatte der Rat der Europäischen Union die Ausarbeitung entsprechen-
der Leitlinien in Auftrag gegeben.7 Schon zum Jahresbeginn 2014 waren die Leitlinien 
über die Förderfähigkeit israelischer Einrichtungen und ihrer Tätigkeiten in den von Israel 
seit Juni 1967 besetzten Gebieten in Kraft getreten. Während die Rechtsauffassung grund-
sätzlich von allen Mitgliedstaaten geteilt wurde, blieb ihre konkrete Umsetzung umstritten. 
Einige forderten wiederholt eine zeitnahe Veröffentlichung einer Leitlinie über die Kenn-
zeichnung von Siedlungsprodukten, so zuletzt im April 2015 in einem offenen Brief von 
16  der  28  europäischen  Außenminister  an  die  Außenbeauftragte.8 Andere,  inklusive 
Mogherini,  hielten  hingegen  Maßnahmen,  die  von  Israel  als  Strafmaßnahmen  oder 
Boykott  interpretiert  würden,  für  unzeitgemäß  und  sorgten  dafür,  dass  diese  zunächst 
zurückgestellt  wurden.  Zugleich  traten,  von  der  Öffentlichkeit  weitgehend  unbeachtet, 
Regelungen in Kraft, die die Rechtsauffassung umsetzten, und zum Beispiel im September 
2014 einen vollständigen Importstopp von Hühner- und Milchprodukten aus Siedlungen in 
den  besetzten  Gebieten  einführten.9 Zunehmend  zogen  sich  auch  europäische  Firmen, 
Banken und Investmentfonds aus Geschäften in den besetzten Gebieten zurück.10 Während 
Europa  betonte,  dass  es  um die  konsistente  Umsetzung  seiner  Rechtsauffassung  und 
keineswegs um einen Boykott oder Sanktionen ginge, verurteilte die israelische Regierung 
diese Schritte als Delegitimierung Israels, die genau wie die ‚Boycott, Divestment, Sancti-
ons‘-Bewegung auf das Existenzrecht Israels abzielten und anti-semitisch motiviert seien.

Eine Reihe von europäischen Parlamenten (zuletzt Belgien im März 2015, davor Frank-
reich und Italien im Februar 2015, Irland und Portugal im Dezember 2014, Spanien im 
November 2014 und das Vereinigte Königreich bereits im Oktober 2014) sprach sich für 
eine baldige Anerkennung des Staates Palästina aus, wenn auch zum Teil unter bestimmten 
Voraussetzungen.  Im  Dezember  2014  verabschiedete  das  Europäische  Parlament  mit 
großer Mehrheit eine Resolution, die grundsätzlich die Anerkennung eines palästinensi-
schen Staates  im Rahmen einer  Zweistaatenregelung und neuerliche Friedensgespräche 
forderte.11 Konkret erkannte lediglich Schweden als einziger europäischer Staat im Okto-
ber 2014 Palästina an.12

7 Rat der Europäischen Union: Mitteilung an die Presse. 3166.Tagung des Rates. Auswärtige Angelegenhei-
ten. Brüssel, 14. Mai 2012, Dok. 9110/12.

8 Der offene Brief ist  abrufbar unter: http://www.haaretz.co.il/st/inter/Hheb/images/simun.pdf (letzter Zu-
griff: 7.7.2015).

9 Hintergrund ist, dass die Europäische Union nach einem Beschluss der Kommission von Februar 2014 
Zertifikate der israelischen Lebensmittelkontrolle in den besetzten Gebieten nicht mehr anerkennt. Euro-
päische Kommission: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 166/2014 der Kommission vom 17. Februar  
2014 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 798/2008 hinsichtlich der Bescheinigungsanforderungen für  
die Einfuhr von Fleisch von Nutzlaufvögeln für den menschlichen Verzehr in die Union und der Einträge 
für Israel und Südafrika in der Liste der Drittländer und Drittlandsgebiete, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 54 
vom 22. Februar 2014, S. 2-9.

10 Svenja Gertheis/Klaus Dieter Wolf: Wirtschaftsboykotte unter Generalverdacht. Unternehmensverantwor-
tung  und  Boykott-Kampagnen  gegen  Israel,  Leibniz-Institut  Hessische  Stiftung  Friedens-  und 
Konfliktforschung: HSFK-Standpunkte 3/2014.

11 Europäisches Parlament: Entschließung des Europäischen Parlaments vom 17. Dezember 2014 zu der An-
erkennung  der  palästinensischen  Eigenstaatlichkeit.  Straßburg,  17.  Dezember  2014,  Verfahren 
2014/2964(RSP).

12 Damit hatten insgesamt neun Mitgliedstaaten der Europäischen Union Palästina als Staat anerkannt  –  
Bulgarien, Malta, Polen, Rumänien, die Slowakei, Tschechien, Ungarn und Zypern – allerdings bereits be-
vor  sie  Mitglied  wurden:  Cécile  Barbière/Samuel  White:  European  Parliament  passes  watered-down 
Palestine resolution, in: EurActiv.com, 14.1.2015.
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Perspektiven: Wiedereinstieg in einen Verhandlungsprozess?

Nach der Bildung der israelischen Regierung Mitte Mai 2015 forderten neben der Außen-
beauftragten  auch  diverse  europäische  Außenministerien  einen  Wiedereinstieg  in  die 
Verhandlungen über einen endgültigen Status. Dabei war ihnen klar, dass die Rahmenbe-
dingungen für Verhandlungen neu definiert werden müssten, um Erfolge erzielen zu kön-
nen. Nachdem im Dezember 2014 eine von Frankreich vorbereitete Nahostresolution im 
Sicherheitsrat scheiterte, bereitete Paris im Frühjahr 2015 erneut eine Resolution vor, die 
es – auf amerikanisches Drängen – erst im Herbst einbringen wollte. Sie sollte die Parame-
ter einer Konfliktregelung festschreiben13 und sah Verhandlungen über einen Zeitraum von 
eineinhalb Jahren über die Details eines Abkommens vor, deren Auftakt eine internationale 
Konferenz bilden sollte. Für den Fall eines Scheiterns der Verhandlungen sollte die Aner-
kennung Palästinas  erfolgen.14 Es  ist  unklar,  ob  die  französische  Initiative  umgesetzt, 
Erfolg zeitigen und erfolgreiche Verhandlungen einleiten wird, insbesondere falls die US-
amerikanische  Administration  nicht  bereit  ist,  diese  aktiv  zu unterstützen.  Doch selbst 
dann scheint  eine  Einigung auf  ein  Endstatusabkommen äußerst  unwahrscheinlich.  Im 
Falle eines Scheiterns der französischen Initiative scheint hingegen eine französische An-
erkennung des Staates Palästina, die wiederum eine Welle europäischer Anerkennungen 
nach sich ziehen dürfe, durchaus realistisch. Zugleich ließen die Perspektivlosigkeit im 
Gaza-Streifen, die fortgesetzte israelische Siedlungspolitik und die westliche Unterstüt-
zung für Israel viele Palästinenser daran zweifeln, ob solche Schritte über reine Symbol-
politik  hinausgehen  und  letztlich  zu  einer  Beendigung  der  Besatzung  führen  würden. 
Entsprechend nahm die Befürwortung von Gewalt in der palästinensischen Bevölkerung 
zu.15 Zugleich verlor die PA umso mehr an Legitimität, je stärker sie als Instrument der 
Aufrechterhaltung der Besatzung wahrgenommen wurde. Daran konnten auch ihre Erfolge 
auf dem internationalen Parkett nichts ändern. Letztlich ist eine Umkehr des Trends zur 
Verfestigung der Einstaatenrealität im ehemaligen britischen Mandatsgebiet Palästina nicht 
abzusehen. Damit aber wird der von Europa unterstützte Regelungsansatz von zwei fried-
lich nebeneinander existierenden Staaten immer stärker in Frage gestellt.16
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